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STEUERPOLITIK

P. Bernd Spahn

Brauchen wir eine Haushaitsteuer?
Die Reformen der Besteuerung von Haushalten in den 80er Jahren haben gravierende 

Mängel des geltenden Steuerrechts nicht beseitigt. Professor P Bernd Spahn 
analysiert die Schwächen des heutigen Systems und unterbreitet einen Vorschlag^ 

zu einer grundlegenden und längerfristigen Reform der Haushaltsbesteuerung.

J ede Steuerreform muß sich an drei w ichtigen Zielen 
orientieren: der Erhöhung der Steuergerechtigkeil. 

der Steigerung der Effizienz und der S teuervereinfa- 
chung. Darüber hinaus m üssen die fiskalischen W irkun
gen der Reform betrachtet werden. Diesen Anforderun
gen trägt der nachfolgende Vorschlag einer „H ausha lt
steuer“ Rechnung, der

□  auf ein m arktkonform eres Besteuerungssystem  ab
zielt. das wechselseitige Kontrollen von Angaben der 
Steuerpflichtigen erlaubt, ja  dem  Steuerpflichtigen O p
tionen bei der Selbstveranlagung überläßt, ohne daß 
daraus Steuerausfälle resultieren m üssen. Dies muß 
längerfristig zu e iner Verwaltungsvereinfachung be itra
gen.

□  Ineffizienzen der E inkom m ensteuer durch H inzu
nahme einer zusätzlichen Bem essungsgrundlage, die 
den Konsumausgaben des Haushalts entspricht, sow ie 
durch die Verringerung der Progression des S teuertarifs 
bei gleichem Steueraufkom m en m indern hilft; und

□  die Verteilungsgerechtigkeit insofern erhöht, als 
Steuerumgehungsstrategien bei der Kapita lbesteue
rung reduziert werden und den Belastungen des Haus
halts sowie den le istungssteigernden Aspekten der 
Haushaltsproduktion besser Rechnung getragen wird. 
Auch führt der Vorschlag zu Anreizen, die die E rwerbstä
tigkeit von Frauen begünstigen, wodurch n icht nur W ohl
fahrtssteigerungen erzeugt, sondern auch die Verte i
lungsgerechtigkeit erhöht wird.

Die w ichtigsten Elem ente des Vorschlags sind fo l
gende:

□  Die Haushaltsteuer hat zwei Bem essungsgrundla
gen, das Einkommen und die Konsum ausgaben, die 
konsistent m ite inander verzahnt sind. Der Konsum er
g ibt sich aus dem  E inkom m en durch die H inzurechnung 
von aufgenom m enen Krediten bei Abzug von Ersparnis
bildung und bestim m ten Investitionen im Haushalt (ins
besondere Hum ankapital). Außerdem  erweitern staatli
che Transferzahlungen die Basis für die Konsumsteuer.

□  Die traditionelle Bem essungsgrundlage „E inkom 
m en“ wird um system frem de Elem ente bereinigt, dam it 
dem  Einkom m enskonzept klarer Rechnung getragen 
werden kann. Die Streichung von Sonderausgaben und 
von außergewöhnlichen Belastungen ist die Konsequenz.

□  Beide Bem essungsgrundlagen werden im Rahmen 
einer Schedulensteuer, der „H ausha lts teuer“ zusam 
mengefaßt, wobei derTarif durch E inräum en eines steu
erfreien haushaltsbezogenen M indestkonsum s indirekt 
progressiv gestaltet ist. W eitere persönliche Lebensum 
stände sowie Investitionen des Haushalts (Wohnung. 
Bildung, Gesundheit) werden im Rahmen der Konsum 
besteuerung berücksichtigt.

□  Die herköm m liche -  bereinigte -  Bem essungsgrund
lage wird u.a. durch eine Reform des Bew ertungsgeset
zes und das „phasing-out" oder „A usb lenden“ der 
G rundfreibeträge m it zunehm endem  Einkommen er

weitert.

Prof. D r Paul Bernd Spahn, 49, leh rt Ö ffentliche  
Finanzen an der Johann W olfgang Goethe-Uni- 
versität Frankfurt.

'  D e r V o rsch lag  zu  e ine r H a u sh a lts te u e r is t w e ite r ausg e fü h rt in P. 
B e rnd  S p a h n :  A g e n d a  fü r e ine  R e fo rm  d e r H a usha ltsbesteue run g  
um  d ie  Jah rta u se n d w e n d e , A rb e itsp a p ie r Nr, 279 , S o nd e rfo rsch u n g sb e 
re ich  3 d e r D e u tsch en  Forschun gsgem e insch a ft. F rank fu rt/M a in , 
Ja n u a r 1989.
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□  Die Haushaltsteuer verwendet zwei verschiedene 
Tarife: einen (direkt) progressiven Tarif für das E inkom 
men und den (indirekt progressiven) linearen Konsum- 
steuertarif^.

□  Beide Teilsteuern werden an einem konsistenten 
Haushaltskonzept ausgerichtet -  bei Berücksichtigung 
m oderner Formen des Zusam m enlebens und stärkerer 
Förderung der Frauenerwerbstätigkeit und der Kinder. 
Dazu dient u.a. die Abschwächung des Ehegattensplit
tings, aber auch die Erweiterung des Splittingvorteils für 
Haushalte mit Kindern.

W ichtig ist, daß säm tliche vorgenannten Änderungen 
das S teueraufkom m en erhöhen. Dies kann dazu ge 
nutzt werden, die Progression des E inkom m ensteuerta
rifs zu mildern^.

Diese Maßnahm e würde -  zusam m en mit der Verla
gerung der Besteuerung auf den Konsum -  auch dem 
Umstand besser Rechnung tragen, daß Kapitalerträge 
im Rahmen der E inkom m ensteuer zunehm end schw ie
riger zu besteuern sind. Sie würde daher die W ettbe
werbsfähigkeit der Bundesrepublik Deutschland im in
ternationalen Kontext erhöhen.

Die Ausgestaltung der Haushaltsteuer w irft im einze l
nen eine Reihe von Fragen auf, die hier nicht näher be
handelt werden können. Einige Aspekte der S teuer so l
len jedoch exem plarisch aufgegriffen werden, insbeson
dere

□  das Ziel einer m arktkonform eren Besteuerung  im 
Rahmen einer Schedulensteuer,

□  die effizienz- und verte ilungspolitischen Im plikatio
nen der Verstärkung von Konsum steuerelem enten  
und

□  die Ausw irkungen einer Besteuerung nach dem 
Haushaltskonzept.

Marktkonformität; Das Beispiel Kapitalbesteuerung

M arktkonform ität ergibt sich für ein S teuersystem  
dann, wenn sich der Steuerpflichtige gegenüber steuer- 
revelanten Erklärungen im Rahmen eines Selbstveran

lagungsverfahrens indifferent verhält. Dies wäre bei der 
Haushaltsteuer in e iner w ichtigen Beziehung der Fall: 
Die Konsum steuer läßt Investitionen steuerfrei. Der

Kauf von W ertpapieren, Aktien und festverzinsliche 
W ertpapiere, sow ie weitere Sparform en m indern also 
die Konsum steuerbasis. W erden diese Investitionen im 
Interesse einer M inderung der Konsum steuerbasis er
klärt, so erhält der F iskus ohne weitere verwaltungs
technische Maßnahmen von der Existenz der Vermö
gensanlagen Kenntnis und kann dann die Erträge im 
Rahmen der E inkom m ensteuer entsprechend erfas
sen. G ibt der S teuerpflichtige die Ersparnisse nicht an, 
verm eidet er also die e inkom m ensteuerliche Berück
sichtigung der Z insen, so entgehen ihm bei der Haus
haltsteuer zugle ich auch die Vorteile der Abzugsfähig
keit der Ersparnisse von der Bem essungsgrundlage der 
Konsumsteuer. Er zahlt dann zum indest die proportio
nale M in im alsteuer auf die Kapitalerträge. Dadurch wer
den steuerliche Vorteile durch kom pensierende steuerli
che Nachteile system atisch neutralisiert.

Beispiel für eine nicht-m arktkonform e steuerliche 
Maßnahm e ist die kürzlich eingeführte -  inzw ischen von 
der Regierung w ieder verw orfene -  Quellensteuer. So
weit diese S teuer als „M in im alsteuer" gedacht war, ist 
für ihre W irksam keit erforderlich, daß im Prinzip alle In
dustrie länder eine Q uellensteuer m it m öglichst ähnli
chen Sätzen anwenden. Erst dann wird es uninteres
sant, Kapital aus steuerlichen Gründen von einem Land 
in ein anderes zu verlagern. Um ein neutrales System 
zu erreichen, ist darüber hinaus ein e inheitliches Verfah
ren bei der Behandlung von Kapitalerträgen erforderlich 
-  und zwar nicht nur innerhalb der EG, sondern welt- 
weit^

Die Haushaltsteuer ist hier deutlich im Vorteil: S ie be
sitzt über die Konsum steuer ein Korrektiv, das Kapitaler
träge zum indest im Rahmen einer M inim albesteuerung 
voll erfaßt. Der Ansatz besteht darin, grenzüberschrei
tende Investitionen wie Konsum zu behandeln. Tätigt 
der S teuerpflichtige eine Investition im Ausland, so wird 
sie -  ob erklärt oder nicht -  m it 15% versteuert. Um In
ländern die Möglichkeit zu bewahren, Investitionen im 
Ausland in die Bundesrepublik zurückzuführen und 
steuerneutral w ieder auszuführen, ist es erforderlich, 
daß der Anleger dafür eine Investitionszulage in Höhe 
des Konsum steuersatzes erhält^.

 ̂ D e r lineare  K o nsum steue rtan f könn te  e tw a 15% betragen.

 ̂ D er S p itzens te ue rsa tz  könn te  dab e i au f e tw a 35%  abg esenk t w e rden . 
Zu sa m m e n  m it dem  K o nsum steue rsa tz  von 15% erg ib t s ich  fü r d ie je n i
gen  Sp itzenverd iener, d ie  übe rha up t n ich t sparen, dann e ine s ta tu to ri- 
sche  G ren zbe la s tung  von 5 0 % : sparen sie -  sagen  w ir -  zw e i D ritte l, ist 
d ie  G ren zbe la s tung  4 0 % .

* Außerdem  w ird  be i E inkom m e ns te ue rsys tem en , d ie  aus  konze p tione l
len G rün den  w e ite rh in  am  R e s id e n z la n d p rin z ip  fes tha lten , e ine  w ach
sende  Z u sa m m e n a rb e it de r S te ue rve rw a ltungen  übe r d ie G ren zen  h in
w eg s ta ttfinden  m üssen , um  der zu ne hm e nden  K o m p lex itä t de r Kapita l- 
und G e ldm ärk te  und de r au f ihnen  bew eg ten  F inanzs trö m e  e in ig e rm a 
ßen fo lgen  zu können.

 ̂ E ine so lche  M aß nahm e bew irk t e inen  e rh e b lich e n  A n kü n d ig u n g se f
fekt. Den ha tte  d ie  Q ue lle n s te u e r zw a r auch , ab e r h ie r kom m t h inzu, daß 
du rch  V e rlage rungen  ins A u s land  vo r de r R e fo rm  und R e -Im p o rt nach 
der R e fo rm  legal S teue ra rb itrage  be triebe n  w e rde n  kann . D ie  Investi
t ionszu lage  kann da h e r nur sch rittw e ise  über e inen  längeren  Ze itraum  
e in ge füh rt w e rden .
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Eine Besteuerung dieser A rt würde von Handelspart
nern der Bundesrepublik zu Recht als diskrim inierend 
empfunden werden. Deshalb sollte man die Erhebung 
dieser Art „Kapita lausfuhrsteuer" von der Existenz e i
nes Doppelbesteuerungsabkom m ens abhängig m a
chen. Selbstverständlich muß dabei Z ie l sein, den euro
päischen Binnenmarkt frei von Kapitalbesteuerung d ie 
ses Typs zu halten. Ist aber der Kapitalverkehr m it be
stimmten Ländern steuerfrei, so muß verh indert wer
den, daß Kapital über d iese Länder h inaus steuerfrei in
vestiert werden kann®. So müßte sich das Land, in das 
eine steuerfreie Ausfuhr von Kapital erlaubt sein soll, 
seinerseits verpflichten, eine 15%ige Kapitalausfuhr
steuer zu erheben. Anders als im Fall der Q uellensteuer 
liegt es jetzt im Interesse des kapitalim portierenden 
Landes, eine solche Garantie zu geben. Die zwölf Län
der Europas wären auf diese W eise rascher zusam m en
zubringen als über die Quellensteuer. Die H aushalt
steuer kehrt die Interessenlagen zugunsten der kapita l

exportierenden Länder um.

Verstärkung der Konsumbesteuerung

Die Vorteile der Konsum besteuerung sind in der w is
senschaftlichen Literatur ausgiebig behandelt, so daß 
die Ausführungen hierzu knapp bleiben können. Kon
sumsteuern sind im Vergleich zur E inkom m ensteuer 
spar- und investitionsfördernd. D ies ist insbesondere 
mit Rücksicht auf die geplanten Reform en der Unter
nehmensbesteuerung von Bedeutung. Eine Haushalt
steuer, die Konsum steuerelem ente verstärkt, verm eidet 
zwar (durch die Beibehaltung der E inkom m ensteuer) 
die Belastung der Zukunft nicht gänzlich, sie w eist aber 
in die richtige Richtung. Darüber hinaus beseitigt die 
Konsumsteuer eine Reihe der konzeptionellen Pro
bleme, die die E inkom m ensteuer hat: Kapitalgew inne 
sind für sie kein Problem, ebensowenig Fragen der Be
wertung von Abschreibungen. Kapitalgew inne, die the- 
sauriert werden, werden nicht besteuert. Erst bei R eali
sierung kann die Konsum steuer fällig werden, sie 
braucht es aber nicht, sofern der realisierte Kapitalge
winn re-investiert wird^.

Abschreibungen sind als kalkulatorische Posten hin
sichtlich des für den Konsum entscheidenden C ash
flow  irrelevant, d.h. sie verm indern nicht die Höhe des 
Konsums. Folglich entfa llen auch alle hierin liegenden 
Strategien zur S teuerverm eidung bei einer Konsum aus
gabensteuer Auch die Problem e mit der Inflation sind 
geringer: W ill ein S teuerpflichtiger sein Realkapital über 
eine Inflationsperiode erhalten, so kann er die Infla tions
gew inne einfach sparen, ohne -  w ie im Falle der E in
kom m ensteuer -  darauf Steuern entrichten zu müssen.

Konkret liegen die w ichtigsten Vorteile in folgendem:

□  Unter verle ilungspolitischen Aspekten ist es bedeut
sam, daß der verm ögende Einkom m ensteuerpflichtige 
seine S teuerbem essungsgrundlage nicht m ehr auf Null 
absenken kann. Für die Konsum besteuerung ergibt sich 
ein vie l engerer Zusam m enhang zw ischen Lebensstan
dard und Steuerbasis. Außerdem  wird auch derjenige 
besteuert, der -  ohne Einkommen zu erzielen -  vom Ver
zehr ererbten Verm ögens lebt.

□  Darüber hinaus werden je tzt auch Transfers berück
sichtigt. Diese H inzurechnung erhöht die horizontale 
Gerechtigkeit zw ischen Sozialle istungsem pfängern 
und aktiv Tätigen m it ähnlichem  Konsum niveau. Außer
dem  verm indert sie bestehende Anreizw irkungen, die 
bestim m te Gruppen von Sozialle istungsem pfängern 
veranlassen könnten, sich vom Arbeitsm arkt fernzuha l

ten.

□  Außer der Zunahm e an Verte ilungsgerechtigkeit er
höht die Konsum besteuerung die Effizienz gegenüber 
der E inkom m ensteuer Letztere w irkt sich, da sie Kapi
tale inkom m en ebenso trifft w ie andere E inkom m ens
teile, negativ auf die Sparentscheidung aus; denn die Er
tragsrate ist für Sparer geringer als der Bruttoertrag e i
ner Investition in Realkapital. Die Konsum steuer hat d ie
sen effiz ienzm indernden Effekt nicht, da die Erspar
nisse -  w ie die Investitionen -  keiner Besteuerung unter
liegen®.

□  Le istungsunterschiede zw ischen verschiedenen 
Haushalten können im Rahm en der Konsum besteue
rung adäquater berücksichtigt werden als bei der Ein
kommensteuer, da der Gedanke, bestim m te Subsi-

® Obwohl zw ar de r V e rw a ltung  übe r d ie  A n m e ldung  d e r K ap ita la us fuh r 
im Rahmen der K onsum steue r e in  ge w isse r H inw e is  über d ie e rtra g b rin 
gende Anlage ve rb le ib t, m uß s ich e rg es te llt w e rde n , daß d ie  K on tro lle  
nicht über verw icke lte  D re iecksgeschä tte  ve rlo reng eh t bzw. du rch  die In- 
vesiiüonszulago soga r A rb itra g e g e w in n e  e rm ö g lich t. D ies kann e in e s 
teils durch d ie P rim ärha ftung  des  a us füh rende n  in länd ischen  S teue r
pflichtigen geschehen ; es  m uß d a rübe r h inaus du rch  D o p p e lb e s te u e 
rungsabkomm en ab g e s ich e rt w e rde n . D abe i is t -  w e gen  der F o rten t
wicklung der H ausha lts teue r aus  e ine r E inkom m e ns te ue r kein prinz ip ie ll 
neuer Ansatz fü r D o p p e lbes te ue rungsab kom m en  e rfo rde rlich , d ie  in  d e r 
gültigen Form w e ite rb es te hen  können . S ie  b e d ü rfe n  le d ig lich  der E rgän
zung. Dies ist be im  Ü bergang  zu e ine r re inen  K o nsum steue r vö llig  a n 
ders.

'  Eine Regelung ana log  zu  §  6 b  E S tG  kann  a lso  entfa llen .

® D ie  E ffiz ie nzw irkun gen  e ine r K o nsum bes te ue rung  könn en  im  Ver
g le ich  zu e in e r E in kom m e nsbes teue rung  im  R ahm en von G le ich g e 
w ich tsm o d e lle n  „q u a s i-e m p iris ch “ u n te rsuch t w e rde n . Vgl. z.B. A. J. 
A u e r b a c h ,  L .J .  K o t l l k o f f :  D y n a m ic R s c a lP o lic y ,C a m b rid g e  
1987, D ie A u to ren  hab en  fü r d ie U S A  lä n g e rfr is tig e  A n a lysen  der A llo ka 
tio n sw irku n g e n  e in e r K o n su m ste u e r im  V e rg le ich  zu  e ine r E in ko m m e n 
steue r vo rge leg t. D ie  w ich tigs ten  E rgebn isse  s ind  (S. 57 -87): D ie  K o n 
sum ste ue r ge n e rie rt lang fris tig  e rheb lich  m ehr P rodu ktivkap ita l; d ie  R e
fo rm  is t p a re to -ve rb esse rn d  in so fe rn , a ls  d ie  e n ts te hende n  Ve rlus te  bei 
ä lte ren  G e n e ra tionen  aus den  W o h lfah rtsgew innen  jü n g e re r K ohorten  
vo ll abg e d e ck t w e rde n  könn en  und  d a rü b e r h inaus noch  zusä tz liche  
R e ssourcen  ve rb le iben ; e ine p ropo rtiona le  K o nsum steue r is t e ffiz ien te r 
(g e n e rie rt m eh r R e ssourcen) a ls  e ine  p ro p o rtio n a le  E in ko m m e n s te u e r
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stenzm itte l unbesteuert zu lassen, am Konsum orien
tiert ist und nicht am Einkommen.

□  D irektinvestitionen des Haushalts können im Rah
men der Konsum besteuerung system adäquat von der 
S teuer freigestellt werden. Dadurch entfallen alle 
„K lim m züge“ zur Förderung bestim m ter Sparform en 
durch inkonsistente steuerliche Ad-hoc-M aßnahm en.

Haushaitsbezogenes Existenzminimum

Freibeträge der Haushaltsteuer sind haushaltsbezo
gen und werden im Rahmen der Konsum steuer ge
währt. Freibeträge für die E inkom m ensteuer g ibt es nur 
eingeschränkt®. Die in der Konsum steuer zu berück
sichtigenden Freibeträge stellen das kulturelle Subsi
stenzm inim um  für den Haushalt frei, das von der Struk
tur und der Größe der Familie, einem entsprechend zu 
definierenden W arenkorb sow ie von der Entw icklung 
der Lebenshaltungskosten abhängig ist. Dabei muß be
rücksichtigt werden, daß durch die gem einsam e Le
bensführung im Haushalt Kostendegressionen -  Ska
lenerträge der Haushaltsproduktion -  auftreten, d.h. die 
Freibeträge lassen sich im allgem einen nicht auf 
„K öp fe “ beziehen, sondern sind bestim m ten Typen von 
Haushalten kollektiv zu gewähren. Die Kostendegres
sion muß in den Freibeträgen zum Ausdruck kommen'®.

Eine erste em pirische Annäherung an die Höhe so l
cher Freibeträge ergibt sich aus der Analyse des Kon

sum verhaltens versch iedener H aushalts typen". Die Bê  
rücksichtigung von Kostendegression bei den Grund- 
freibeträgen w irkt dabei als negativer Anre iz zur Formie- 
rung von Haushalten durch Selbstveranlagung. Es ist 
also dafür Sorge zu tragen, daß dem  ein entsprechen
der positiver Anreiz entgegengesetzt wird, der sich be
günstigend auf Ehe und Familie auswirkt.

Diese gegenläufige Tendenz wird u.a. durch das Split
ting im Rahmen der E inkom m ensbesteuerung erreicht. 
Es gibt aber weitere „Anre iz funktionen“ , so z.B. die 
Möglichkeit, haushaltsbezogene Freibeträge für die Ver
sorgung pflegebedürftiger Personen im Haushalt einzu
führen, oder etwa auch die Möglichkeit, die Kosten einer 
Haushaltshilfe bis zur Höhe eines dadurch im Haushalt 
erzielten Zweite inkom m ens abzugsfähig zu gestalten.

Daneben m üssen bei der Festlegung der Konsum
ausgaben auch „D irektinvestitionen“ der Haushalte be
rücksichtigt werden, die grundsätzlich steuerfrei blei-

^ Z w ar w ird  -  po rso n e n b o zo g e n  -  e in  G ru n d fre ibo trag  auch  be i de r Ein
kom m e ns te ue r gew ährt, d ie se r w ird  je d o ch  m it w a chsendem  E inkom 
m en „a u sg e b le n d e t “, d .h. au f 0 DM  reduz ie rt. M an kann d ieses  Vorge
hen aus dem  H a usha ltskonze p t ab le iten , indem  näm lich  de r pauscha
lis ie rte  W ert de r H a usarbe it, an de m  s ich  d ie  G ru n d fre ibe trage  orien tie 
ren, fü r N ie d rig e in ko m m e n sb e z ich e r u n b e s te u e rt Weibt. fü r B esserve r
d ie nende  abe r je  nach  Höhe des  E inkom m e ns zu ve rs te u e rn  Ist.

Es lieg t nahe, d ie  T yp is ierung d e r H a usha lte  ve rw a ltu ngstechn isch  
m ög lichs t e in fach  zu ges ta lten , d .h, es w ird  d ie  Z ah l d e r Hausha ltsm it- 
g lie d e r und m ö g liche rw e ise  d ie  A lte rss tru k tu r zu  b e rücks ich tigen  sein. 
A u f joden Fall dürfen keine ökonom ischen K riterien herangezogen werden 
-  w ie etwa das E inkom m en - ,  we il dies zu stra teg ischem  Verhalten einladt.
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Lü Jin-Sheng
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ben. Damit verlagert sich nicht nur das Instrum entarium  
der Förderung des W ohneigentum s in den Bereich der 
Konsumbesteuerung, auch Aufwendungen für B ildung 
bzw. die Ausgaben für das G esundheitswesen werden 
als Investitionen in Hum ankapital abzugsfähig von der 
Steuer Da jedoch Teile d ieser H um ankapita linvestitio
nen Konsumcharakter haben werden (etwa bei B il
dungsinvestitionen) und auch später nicht unbedingt 
über höhere Marktlöhne zu M ehreinkom m en führen, ist 
es gerechtfertigt, diesen Teil der Ausgaben als „S o fo rt
konsum“ zu behandeln. Die Investitionen in Hum ankapi
tal werden also nicht in vollem  Umfang abzugsfähig.

Ebenfalls in diesem Zusam m enhang stehen die Pro
bleme der Besteuerung von Alterseinkünften. Diese be
sonderen Probleme der Besteuerung werden hier nicht 
weiter behandelt'^.

Abbau von Verzerrungen

Die Vorteile des kom binierten S teuertarifs liegen in 
folgendem: Die mit der direkten Progression des Tarifs 
verfolgte „vertikale G erechtigkeit“ des System s bleibt 
erhalten, und die Haushaltsteuer w irkt so im Sinne tra
dierter Ansätze der Um verte ilungspolitik. Andererseits 
führt die konstante G renzbelastung des Konsum s zu e i
ner Reihe von Vorteilen, die dam it Zusam m enhängen, 

daß bestimmte Pauschbeträge zu einem  festen Satz un
mittelbar in S teuerabzugsbeträge um rechenbar wer
den. Dadurch ergibt sich ein breites Feld für eine Verzah
nung von Sozial- und S teuerpo litik ’^. Auch sind die ab-

"  Dies kann z.B. m itte ls e ines  linearen  A u sg a b e n sys te m s (LES ) g e 
schehen. das den M indestkonsum  fü r ve rsch ie dene  K a tego rien  von  G ü 
tern explizit als Param eter zu sc fiä tze n  e rlaub t. Vgl. dazu  fü r d ie  B u n d e s
republik J. M e r z :  D ie A u sg a b e n  p riva te r H a usha lte  -  E in m ik roöko 
nomisches M odell fü r d ie  B R D . F rankfu rt u . a . 0 . 1980, d e r au f de r B a s is  
der Einkom mens- und V e rb rauch ss tichp ro be  1963 en tsp rechend e  
Schätzungen vornahm ; und H. K a i s e r ;  A lloka tive  E ffiz ienz d e r Ver
brauchsbesteuerung -  E ine em p irisch e  Ü be rp rü fung  de r O p tim a ls te u e r
theorie und der T heorie  de r M eh rb e la s tu n g  au f de r B as is  d e r E inkom 
mens- und Ve rb rauchsstichprobe  1978, S fb -3 -A rb e itsp a p ie r Nr. 240, 
Frankfurt 1987. D araus ergebe n  s ich  u .a. auch  R ücksch lüsse  au f d ie  Z u 
sammensetzung des ..W arenkorbs" zu r B e rech nung  des M in d e s tko n 
sums. Insbesondere kann auch  d e r M inde s tkon sum  in A b h äng igke it von 
sozioökonomischen Variab len g e sch ä tz t werden.

Siehe jedoch P. Bernd S p a h n :  A g enda  .... a .a .O .. K ap ite l 4.7.

So können z.B. K indergelder, d ie  de rze it ..neben" dem  S teue rsys tem  
existieren, zu e inem  festen Sa tz in e inen  ä qu iva len te n  K o nsum steue r
freibetrag um gew andelt we rden . S ie  könn en  da m it vo ll in d ie  S teue r in te 
griert werden. Das g le iche  g ilt fü r e ine  V ie lza h l and ere r S o z ia lle is tun gen  
(wie etwa das W ohngeld). M an m uß dann  a lle rd in gs  auch  E lem en te  e i
ner „negativen E inkom m e ns te ue r" (h ie r besse r: n eg a tiven  K o nsum 
steuer) einbringen. Hat m an z.B . e inen  M inde stkon sum  e inm a l de fin ie rt, 
so kann dem jenigen H ausha lt, desse n  K o nsum ausgabe n  un te r dem  N i
veau liegen, die D ifferenz zum  M inde s tkon sum  -  even tue ll bes te u e rt m it 
dem negativen K o nsum steue rsa tz  -  a u sg ezah lt w e rde n . S o ließe sich  
etwa auch die S ozia lh ilfe  ins S teue rrech t in teg rie re n . W e ite re  M ö g lich 
keiten, das sozia le S iche rungssys tem  m it de r H a usha lts teue r zu ve rza h 
nen, werden hier n ich t e rö rte rt. S ie  s in d  je doch  in sbesonde re  auch  e in 
Anliegen des Frankfurter Ins titu ts ; vgl. J. M i t s c h k e :  S te u e r-u n d  
Transferordnung aus e inem  G uß. E n tw u rf e ine r N e ugesta ltung  d e r d irek 
ten steuern und S oz ia ltrans fe rs  in d e r B u ndesrepub lik  D e u tsch land , B a 
den-Baden 1985,

soluten steuerlichen Vergünstigungen nicht m ehr ab
hängig von der Höhe des Konsums.

Des weiteren entfa llen bei einem  proportionalen Tarif 
die für fluktu ierende Bem essungsgrundlagen unter pro
gressiver Besteuerung auftretenden Probleme, die zu 
kom pensatorischen M aßnahm en (etwa einer Durch
schnittsbesteuerung) Anlaß ge be n '“ .

Da ein Konsum m inim um  freigestellt wird, ergibt sich 
trotz des konstanten G renzsteuersatzes eine indirekte 
Progression für die Besteuerung des Konsums. Die indi
rekte Progression wird durch die Abzugsfäh igkeit von 
D irektinvestitionen verstärkt.

Da fast alle Maßnahmen im Zusam m enhang mit der 
E inführung der Haushaitsteuer'^ staatliche M ehreinnah
men erbringen, liegt es nahe, den gewonnenen fiska li
schen Spielraum  zu einer Reduzierung der Progression 
des E inkom m ensteuertarifs zu nutzen. Der Spitzensteu
ersatz könnte dabei deutlich abgesenkt werden. Da
durch würden zusätzlich die verzerrenden W irkungen 
hoher m arginaler Steuersätze bei der E inkom m en
steuer verm ieden. Auch könnte der Splittingeffekt redu
ziert werden.

Was den Splittingvorteil angeht, so ist anzumerken, 
daß den Zusam m enveranlagten durch die Kostende
gression bei der gem einsam en Haushaltsführung er
hebliche Vorteile gegenüber dem  Ein-Personen-Haus- 
halt enwachsen’®. Aus diesem  Grunde dürfte dem W is
senschaftlichen Beirat für Fam ilienfragen beizupflichten 
sein, der in seinem  kürzlich vorgelegten G utachten eine 
Reduzierung des Splittingfaktors für Ehepaare auf 1,5 
vorgeschlagen hat'^. Eine solche Reform des Tarifs 
würde -  zusam m en mit der Abschwächung der Progres
sion des E inkom m ensteuertarifs -  das Angebotsverhal-

Z w a r tre ten  auch  be i d e r K o n su m ausgabe nbes teue rung  ähn liche  
P rob lem e au f -  z.B . be im  E rw e rb  e ine r E igen tum sw ohn ung  - ,  jedoch  
könn en  d iese  E ffekte  be i e inem  p ro po rtiona len  Tanf le ich te r beh ande lt 
w e rden , näm lich  a ls  S teuers tundun g .

D iese s in d : E in führung  e ine r zu sä tz lichen  B e m essu ngsg rund lage ; 
A b scha ffung  d e r S p a rb egüns tigu ng , de r S o nde rausgab en  und and ere r 
E lem en te  d e r K o nsum bes te ue rung  im  E inkom m e nste ue rrech t; d ie  A k 
tua lis ie rung  von E inhe itsw e rten , in sbesonde re  bei G run dve rm ög en ; d ie 
R eduz ie run g  des S p litt in g fa k to rs  au f 1,5 sow ie  d ie  besse re  E rfassung  
von V o rle is tungen  fü r d ie  F am ilien p ro duktion  du rch  d ie  Förderung de r 
F rauenenw erbstä tigke it bei E in räum ung  de r A b zugs fä h igke it d ie se r A u s
gab en  bei d e r E inkom m ensteuer. D ie  w ich tigs te  A u snahm e b ilde t d ie  
B e rücks ich tigung  von W ied e rb e sch a ffu n g sw o rte n  bei de r B e rechnung  
d e r A fA  im  R ahm en de r E inkom m e nsbesteue rung ,

B e isp ie le  h ie rfü r s ind  in sbesonde re  d ie  W ohnu ngsm ie te , E n e rg ieko 
sten, gem e in sa m e  M ah lze iten  usw.

"  W isse n sch a ftlich e r B e ira t fü r F am ilien fragen  be im  B u ndesm in is te r 
fü r Juge nd , Fam ilie , F rauen und G esundhe it: Fam ilienpo litik  nach  de r 
S teuerre fo rm , S ch riften re ih e  des  B M JF F G , B and 241, S tu ttg a rt u.a. 
198 8 .S . 1 5 ;s ie h e a u ch W , A l b e r s :  D as S p litt ingve rfah ren  in de r E in 
kom m ensteuer, in : W IR T S C H A F T S D IE N S T , 68. Jg . (1988). H. 8, 
S. 412-418.
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ten von bisher nicht erw erbstätigen Frauen m it S icher
heit positiv beeinflussen'®.

Andererseits scheint es notwendig, erneut über eine 
Erweiterung des Splittingvorteils auf Haushalte m it K in
dern nachzudenken. Auch dies könnte im Rahmen e i
ner Haushaltsteuer verw irklicht werden'®.

Anreizneutralität des Haushaltskonzepts

Auch das der Haushaltsteuer zugrundeliegende 
Haushaltskonzept muß so gestaltet sein, daß es anreiz
neutral ist. Durch den Zusam m enschluß von Personen 
zu Haushalten ergeben sich steuerliche Vor- und Nach
teile, die so bem essen werden können, daß sie sich ge
geneinander aufw iegen. Damit kann man es dem Haus
halt selbst überlassen, auf w elche W eise er sich steuer
lich konstituiert.

Den Ausbau der Haushaltsbesteuerung kann man 
sich in folgendem  Spannungsfeld vorstellen:

□  Im Rahmen der E inkom m ensbesteuerung bleibt der 
Splittingvorteil für Familien erhalten, der prinzip ie ll den 
Zusam m enschluß von Einzelpersonen zu Haushalten 
begünstigt. Auch die Ausweitung des Splittingvorteils 
auf -  eheliche und nicht-eheliche -  K inder stellt eine so l
che Begünstigung der Familie d a r Haushaltsm itglieder, 
die in keinem Fam ilienbezug zueinander stehen, dürfen 
am Splittingvorteil nicht partizipieren.

□  Das G ew inneinkom m en wird hinsichtlich des Split
tingvorte ils anders behandelt als das A rbe itseinkom 
men. Säm tliche Gewinneinkom m en fallen im Haus
haltsverbund einer „S cha ttenperson“ zu, die nicht in 
das Splitting einbezogen wird^°. Durch die Bündelung 
der Kapitaleinkünfte auf eine „S cha ttenperson“ entfällt 
jeder Anreiz zur steuerlich induzierten Verlagerung von 
Verm ögensteilen zw ischen Personen desselben Haus
halts -  etwa auf Kinder. Die „Scha ttenperson“ wird indi
viduell besteuert, w ie alle anderen nicht in einem Spllt- 
tingverbund stehenden Personen des Haushalts^'.

□  Der im Rahm en der Konsum besteuerung einge 
baute Freibetrag für M indestkonsum  enthält Momente 
der Kostendegression bei der Produktion von Haus 
haltskonsum , stellt also eine Benachteiligung des Zu 
sam m enschlusses von Personen zu Haushalten dar 
Diese Benachteiligung von Haushalten führt für sich ge
nom m en dazu, daß Zusam m enschlüsse frem der Per
sonen steuerlich uninteressant werden. Für besondere 
Fälle können Effekte e ingebaut werden, die den Nach
teil kom pensieren und so -  trotz fehlenden Splittingvor
teils -  einen Anreiz zum Zusam m enschluß bieten, etwa 
weil haushaltsbezogene Abzugsbeträge vom Konsum 
konzediert werden, die dem  einzelnen versagt bleiben; 
dies wird etwa bei der Aufnahm e pflegebedürftiger Per
sonen oder von in der Ausbildung befindlichen Jugendli
chen in den Haushalt der Fall sein.

□  Vorteile entstehen dem Haushalt jedoch auch da
durch, daß Transfers innerhalb des Haushalts steuerlich 
irre levant sind^^. U nterstützungsle istungen für Mitglie
der des Haushalts durch andere M itg lieder desselben 
Haushalts w irken sich auf die Konsum basis neutral aus. 
Zwar reduziert sich steuersystem atisch die Konsumba
sis des Haushalts auch beim G ewähren von Transfers 
an Personen, die nicht dem  Haushalt zugehörig sind^^.

’ * S iehe  U. K a i s e r .  U .v, E s s e n ,  R B .  S p a h n :  E inkom m en
steue rre fo rm , A rb e itsa n g e b o t und ö ko n o m isch e  W oh lfah rt, Sfb-3-Ar- 
be itsp a p ie r Nr, 277 , F ra n k fu rt M ain  1989. D iese  S tud ie  ze ig t e ine deuts
che R eaktion  des  E rw o rb sve rh a lte n s  von Frauen a ls  Folge von Steuer
sa tzände rung en ,

”  D ie M e hre inn ahm en  durch  d ie  R e duz ie run g  des  S p littingvo rte ils  
könn ten  au f d ie se  W eise fa m ilie n p o lit isch  e ingese tz t w erden.

^  E in  ähn lich e r V o rsch lag  durch  den  W is se n sch a ftlich e n  B e ira t fü r Fa- 
m ilien fra gen  ließe s ich  h ie rm it ve rb in den : s ie he  W isse n sch a ftlich e r Bei
rat, a .a .O ., S. 15.

*' D iese r V o rsch lag  ist von dem  skand inav ischen  M ode ll d e r Einkom- 
m ensb e s te u e ru n g  in sp irie rt, das  K a p ita l- und  A rb e itse inkom m en  ge
trenn t behande lt. D ie B e steue run g  von K a p ita le inkom m en  w ird  dabei 
le tz tlich  p ropo rtiona l -  und in eng em  Z u sa m m e n h a n g  m it d e r U n te rneh
m ensb e s te u e ru n g  -  zu e rfo lgen  haben.

D abe i s ind  n ich t nur la u fe nde  Transfers als G e ld - und N a tu ra lle is tun 
gen, sond e rn  auch  V e rm ögen s trans fe rs  g em e in t. D iese r A sp e k t dient 
auch  de r S teue rve re in fach ung .

K o nkre t bed eu te t d ies, daß U n tc rs tü tzu n g s le is tu n g e n  an Personen 
auß e rh a lb  des  H a usha lts  d ie  K o nsum le is tung  des  geb e n d e n  H aushalts 
v e rringe rn  und  d ie  des  em p fa n g e n d e n  H a u sh a lts  e rhöhe n  m üssen .
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In diesen Fällen wird man jedoch gewisse Schranken 
setzen müssen, so daß der haushaltsüberschreifende 
Transfer -  neben der vollen Berücksichtigung beim 
Empfänger -  zum Teil als Konsum des gebenden Haus
halts zu werten ist '̂*.

□  Insgesamt betrachtet muß der Trade-off zw ischen 
Nachteilen bei der Konsum besteuerung und den Vorte i
len bei der E inkom m ensbesteuerung für gem einsam  in 
einem Haushalt lebende Personen m it K indern in jedem  
Fall positiv sein.

Fazit

Die Haushaltsteuer bietet gegenüber der derzeitig 
verwirklichten E inkom m ensteuer w ichtige Vorteile. Die 
Diskussion um die Haushaltsteuer sollte daher aufge
nommen und vertieft werden. A llerdings wird auch die 
Haushaltsteuer nicht alle Problem e einer direkten Be
steuerung lösen können. So werden wesentliche kon
zeptionelle Mängel der E inkom m ensteuer bestehen
bleiben, auch wenn sie durch die Konsum steuer in ihren 
effizienz- und verteilungspolitischen Konsequenzen ab
gemildert werden. Auch dürfte die Verw irklichung der 
Konsumsteuer, die praktisch bisher noch nicht erprobt 
wurde, Schwächen offenbaren, die heute noch nicht er
kennbar sind.

Solche Einwände dürfen jedoch nicht zum Vorwand 
gegen eine grundlegende Reform des Besteuerungssy
stems von Haushalten werden. Entscheidend ist, daß 
sich Möglichkeiten zu m arktkonformer, effiz ienter und 
zugleich verteilungsgerechterer Besteuerung eröffnen. 
Vorder Realisierung einer solch grundlegenden Reform 
sollten die verteilungs- und allokationspolitischen Ef
fekte durch um fangreiche S im ulationsstudien näher un
tersucht werden. Auch die Aufkom m ensw irkungen der 
verschiedenen Einzelmaßnahm en bedürfen einer sorg
fältigen Vorab-Analyse.

Das erfordert zunächst eine geeignete M ikrodatenba
sis, die inzwischen in Form des sozio-ökonom ischen 
Panels des Sonderforschungsbere iches 3 der Deut
schen Forschungsgemeinschaft und des Deutschen In
stituts für W irtschaftsforschung, der E inkom m ens- und 
Verbrauchsstichprobe des Statistischen Bundesam tes 
sowie weiterer Mikrodaten^® vorliegt. D iese versch iede
nen Datenbasen wurden an der Professur fü r Ö ffentli
che Finanzen der Johann W olfgang G oethe-Universität

in Frankfurt zu einer M erge-Datei zusammengeführt^® 
und können prinzip ie ll zu solchen Studien genutzt wer
den.

Darüber hinaus können mit H ilfe eines Quasi-Veranla- 
gungsm odells S im ulationen durchgeführt werden, wie 
sie b isher schon zur Analyse der Verteilungs- und A llo
kationsw irkungen der S teuerreform en der achtziger 
Jahre durchgeführt wurden^^. Dabei können verschie
dene Hypothesen über die Aufkom m ensw irkungen ein
fließen, obwohl der G rundannahm e der Vorzug gege
ben werden sollte, daß die Reform aufkom m ensneutral 
erfolgt.

Die bisherigen Überlegungen sprechen dafür, daß die 
A llokationsw irkungen der Haushaltsteuer positiv e inzu
schätzen sind. So würde die Haushaltsteuer etwa das 
Arbeitsangebot erhöhen; sie könnte das Sparangebot 
durch eine verstärkte Besteuerung des Konsum s ver
stärken; sie verringert W ettbewerbsverzerrungen zw i
schen verschiedenen Formen von Kapitalanlagen durch 
eine Angle ichung der Nettoertragsraten.

Auch die Verte ilungsw irkungen dürften positiv e inzu
schätzen sein. Insbesondere kom m t es zu einer Begün
stigung von kinderre ichen Haushalten, von Personen 
m it N iedrigeinkom m en und von Personen in besonde
ren, prekären Lebenslagen, auf die die Familienpolitik 
b isher nicht vorbereitet ist, sow ie von berufstätigen 
Frauen und schließlich von bedürftigen Personen. Es er
geben sich Ansatzpunkte für eine bessere Verzahnung 
von Steuer- und Sozialpolitik durch die Übernahm e von 
pauschalierten Leistungen (Kindergeld, W ohnungsgeld 
u.ä.) in die Konsum steuer sow ie durch die E inbezie
hung von „N egativsteuer“ -E lem enten.

Die anreizneutra le Ausgestaltung der schedularen 
Haushaltsteuer erlaubt es zudem, den Verwaltungsauf
wand einer solchen S teuer dauerhaft zu reduzieren. Ins
besondere eröffnet sie auch einen verw altungstech
nisch gangbaren Weg zur Lösung von Problem en der d i
rekten Besteuerung im internationalen Kontext.

Schließlich m acht die durchgängige Absenkung des 
Spitzensteuersatzes der E inkom m ensteuer sow ie die 
Verbreiterung der Bem essungsgrundlage der Haushalt
steuer Europa gegenüber Drittländern, insbesondere 
gegenüber Japan und den USA, auch w ieder w ettbe
werbsfähig.

Der Grund h ie rfü r lieg t in d e r E inkom m e nsbes teue rung . D iese r neg a 
tive Anreiz ist e rfo rde rlich , um  zu ve rm e iden , daß Le is tungen , d ie  e ig e n t
lich Einkommen dars te llen , a ls  T ransfer d e k la r ie rt w e rde n , um  d e r E in- 
kom m ensbesleuenjng zu en tgehe n , so  lange  d ieseT rans fe re inkom m en  
nicht besteuert.

Hier sind insbesonde re  d ie  E rgeb n isse  e ine r S tich p ro be  von  ve ra n 
lagten S teuerp flich tigen aus d e r F inanzve rw a ltung  zu nennen , d ie  dem  
Autor anonym isiert zugä ng lich  g e m a ch t wu rden .

S iehe  T. K a s s  e 11 a : D ie  K o nstruk tion  e ines  syn the tischen  M ik ro 
da ten files  fü r s teue rpo lit ische  S im u la tion en , S fb -3 -A rbe itspap ie r 
Nr. 266 , F rankfu rt 1988.

D ie bere its  a bg esch losse nen  A rbe ite n  des  eh e m a lig e n  P ro jek ts  C -8 
des S o n d e rfo rschun gsbe re ich s  3 d e r D F G  s ind zu sa m m en fassend  b e 
sch rieb en  in U. v  E s  s e n , H. K a i s e r ,  P .B . S p a h n :  D ie S te u - 
e rre fo rm en  1986-1990 un te r m ik roökono m ischen  G es ich tspunk ten  -  
D e r K o n flik t zw isch e n  „E ffiz ie n z " und  „G e re ch tig ke it", in : S fb 3 R eport. 
Nr. 19/D ezem ber 1988. 8 .3 -5 .
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